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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung ist als Gießener Dissertation entstan-
den. Sie enthält eine Analyse der beiden wichtigsten Gesetze auf dem 
Gebiet der finanziellen Bildungsförderung. 

Da dieses Gebiet sich ständig weiter entwickelt und die gesetzlichen 
Grundlagen permanent geändert werden, erschien es legitim, im 
März 1974 den bis zu diesem Zeitpunkt erfolgreichen  „Wettlauf mi t 
dem Gesetzgeber" zu beenden. Inzwischen ist die Entwicklung zwar 
weiter fortgeschritten,  der dargestellte Stand der Bildungsförderung 
hat sich aber nur unwesentlich geändert. Ein anderes Bi ld kann sich erst 
durch eine grundlegende Bildungsreform ergeben, die sich trotz um-
fangreicher  Diskussion in allen Medien noch nicht deutlich abzeichnet. 

Meinem verehrten Lehrer im Bürgerlichen Recht, Arbeits- und So-
zialrecht, Professor  Dr. Alfred Söllner, danke ich für die geduldige 
Betreuung dieser Arbeit, meinen Kollegen an der Professur  für ver-
schiedene Anregungen und Diskussionsbeiträge sowie dem Inhaber 
des Verlages Duncker & Humblot, Senator E. h. Dr. J. Broermann, für 
die Aufnahme in die Reihe „Schriften zum öffentlichen  Recht". 

Bremerhaven, im März 1975 

Heiko  Menke 
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Einleitung 

Erst im Zusammenhang mi t den aus dem 1. Weltkrieg resultierenden 
sozialen, gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Problemen setzte 
sich verstärkt die Erkenntnis durch, daß die allgemeine, d. h. nicht 
auf bestimmte Bevölkerungsgruppen oder -schichten beschränkte schu-
lische und berufliche Bildung nicht nur für den einzelnen, sondern auch 
für das gesamte Staatswesen von grundlegender Bedeutung ist. 

Gleichzeitig wuchs die Einsicht, daß es nicht ausreichend ist, nur die 
entsprechenden Bildungseinrichtungen zu schaffen  und finanziell zu 
fördern,  was heute mi t dem Begriff  „institutionelle Förderung" be-
zeichnet wird, sondern daß die Bi ldung des einzelnen gefördert  wer-
den muß. Damit begann eine Bildungsförderung,  die entweder als „al l -
gemeine Förderung" durch finanzielle Hil fen zu den Lernmittel-, Un-
terrichts- und Fahrtkosten durchgeführt  wurde und unterschiedslos 
alle Auszubildenden i n gleicher Weise begünstigte oder aber als sog. 
„individuelle Förderung" unmittelbare materielle Hilfen für den ein-
zelnen vorsah und individuel l gewährt wurde. 

Diese Form der Förderung, die das Bundesausbildungsförderungs-
gesetz vom 26. August 19711 allein vorsieht, der aber auch das Arbeits-
förderungsgesetz  vom 26. Juni 19692 einen wichtigen Abschnitt widmet, 
sowie die in beiden Gesetzen anscheinend hierauf gewährten Rechts-
ansprüche sollen Gegenstand der Untersuchung sein, also die Rechts-
ansprüche auf die individuelle Förderung der schulischen und beruf-
lichen Ausbildung, Fortbildung und Umschulung. 

Nicht erörtert werden soll u. a. die Förderung von Ausländern und 
der Ausbildung im Ausland, die Förderung von Sozialberufen und der 
sog. beruflichen Rehabilitation, sowie die Förderung des Fernunter-
richts und der im Arbeitsförderungsgesetz  unter den Vorschriften  zur 
beruflichen Umschulung normierte Einarbeitungszuschuß, da diese 
Förderungsarten entweder nur teilweise von der allgemeinen Förde-
rung abweichen oder aber zu speziell ausgestaltet sind. Weitgehend 
unberücksichtigt bleiben auch Leistungen, auf die nur ein Ermessens-
anspruch besteht. 

1 BGBl. I S. 1409. 
2 BGBl. I S. 582; zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes  und des Arbeitsförderungsgesetzes 
vom 14.11.1973, BGBl. I S. 1673. 



16 Einlei tung 

Zunächst soll jeweils ein kurzer Abriß über die vorangegangene Ent-
wicklung gegeben werden, bevor die eigentliche Entstehungsgeschichte 
der beiden Gesetze dargestellt wird, da beides für das Verständnis 
und die Auslegung der Gesetze wesentlich ist. Außerdem kann nur so 
aufgezeigt werden, welchen Entwicklungsstand die individuelle B i l -
dungsförderung  mi t den beiden Gesetzen erreicht hat. 

Anschließend sollen unter Beschränkung auf diejenigen Vorschriften, 
die mi t den Rechtsansprüchen in engem Zusammenhang stehen, die 
beiden Gesetze auf die verfolgten Ziele h in untersucht werden. Im 
einzelnen soll deshalb geprüft  werden, ob und in welchem Umfang die 
beiden Gesetze Rechtsansprüche gewähren, welches die Rechtsgrund-
lagen sind, welche Anspruchsvoraussetzungen gefordert  werden und 
schließlich welche Leistungen bei Erfül lung der Anspruchsvorausset-
zungen gewährt werden. 

In einem weiteren Tei l der Arbeit sollen die Rechtsansprüche nach 
den beiden Gesetzen mi t Hil fe der eben genannten Kri ter ien kritisch 
verglichen werden, um etwaige Mängel oder Unstimmigkeiten der 
Gesetze herauszufinden. Außerdem soll festgestellt werden, welche 
Ziele die Gesetze im einzelnen aufgrund des Wortlauts ihrer Bestim-
mungen erreichen können und ob diese Ziele mit denen übereinstim-
men, die die Gesetze selbst nennen oder die den Gesetzesmaterialien 
zu entnehmen sind. 

Daraus soll sich einerseits ergeben, ob und gegebenenfalls welche 
unterschiedlichen Ziele die Gesetze verfolgen und andererseits, ob sie 
sich ausreichend von einander abgrenzen. Daran knüpft sich schließ-
lich die rechtspolitische Frage, ob zwei Gesetze mit getrennter Durch-
führung und Finanzierung sowie unterschiedlichem Rechtsweg erfor-
derlich sind. 



Erster  Teil 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz 

Kapitel 1 

D ie Geschichte der schulischen u n d hochschul ischen 
Ausb i ldungsförderung 

Bevor die eigentliche Entstehungsgeschichte des Bundesgesetzes über 
individuelle Förderung der Ausbildung (Bundesausbildungsförderungs-
gesetz — BAföG —) vom 26. 8.19711 dargestellt wird, soll ein kurzer 
Abriß über die vorangegangene Entwicklung gegeben werden. Dabei 
lassen sich Überschneidungen mi t der Geschichte des Arbeitsförderungs-
gesetzes, die gesondert geschildert wird, zum Tei l nicht vermeiden. 
Grundsätzlich soll hier aber nur auf die staatliche Förderung der schu-
lischen  Ausbildung eingegangen werden, soweit sie nicht in den Bereich 
der Arbeitsverwaltung fiel und von dieser ini t i iert oder durchgeführt 
wurde. 

A. Die Entwicklung bis 1945 

Vor dem 1. Weltkrieg beschränkte sich der Staat zunächst darauf, 
Schulen einzurichten und die Lehrkräfte  dafür bereitzustellen2. Die 
Kosten der individuellen Ausbildung mußten dagegen vom Auszubil-
denden selbst aufgebracht werden3; er war also i m Zweifel auf die 
Hilfe seiner Familie oder anderer nichtstaatlicher Stellen angewiesen. 

Der Gedanke an eine staatliche Ausbildungsförderung  tauchte erst-
mals in Art . 146 Abs. 3 der Weimarer Verfassung vom 11. August 1919 
auf 4. Danach waren für den Zugang Minderbemittelter zu den mitt leren 
und höheren Schulen durch Reich, Länder und Gemeinden öffentliche 

1 BGBl. I S. 1409. 
2 Zum Rang, den Fragen der Bi ldung i m 19. Jh. einnahmen vgl. Abelein , 

DÖV 1967, S. 375. 
3 Vgl. Siegers,  BArbB l . 1971, S. 658 und die Begründung des Reg.-Entw. 

zum BAföG, BT-Drs. VI/1975, S. 19. 
4 Pitz-Savelsberg,  K l . Schriften, Heft 36, S. 11; Siegers , BArbBl . 1971, 

S. 658; ders.,  Informat ion 1971, Sozialrecht, Gruppe 15, S. 121 (S. 499); Bölke, 
Krankenhaus 1971, S. 225. 

2 Menke 


